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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.06.2017 

Geschäftszahl 

Ra 2017/11/0055 

Rechtssatz 

Angesichts der unterschiedlichen behaupteten Funktionsbeeinträchtigungen des Revisionswerbers ist die 
beantragte mündliche Verhandlung zur Klärung des Sachverhaltes auch deshalb erforderlich, um eine Klärung 
dieser Funktionsbeeinträchtigungen und vor allem ihre wechselseitige Beeinflussung (von der gemäß § 3 der 
EinschätzungsV 2010 der Gesamtgrad der Behinderung maßgebend abhängt) nicht zuletzt durch die Befragung 
des ärztlichen Sachverständigen (vorzugsweise jenes Arztes, dem der größtmögliche Überblick über die 
konkreten Beeinträchtigungen zukommt) vornehmen zu können (Hinweis Erkenntnisse vom 25. Mai 2016, Ra 
2016/11/0057 und vom 8. Juli 2015, Ra 2015/11/0036). 


